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erwiesen anzunehmen, daß er schon wesentlich früher hievon Kenntnis 
erhalten hat. Die Beschwerde ist jedoch erst am 3. August 1930 zur 
Post gegeben worden. Sie war daher insoweit als verspätet zurück- 
zuweisen. 

2. 2. Gemäß Art. 144 B-VG. erkennt der Verfassungsgerichtshof 
über Beschwerden gegen Bescheide (Entscheidungen und Ver- 
fügungen), aber auch gegen faktische Amtshandlungen von Ver- 
waltungsbehörden. Nach den unter 1. 1. 1. wiedergegebenen 
Beschwerdeausführungen ist ein förmlicher Bescheid nicht erlassen 
worden. Die dort dargestellten behördlichen Maßnahmen stellen sich 
aber auch nicht als faktische Amtshandlungen dar. Weder dadurch, 
daß Organe der Gefangenenhausverwaltung vom Inhalt seiner unver- 
schlossenen Briefe Kenntnis genommen, noch auch dadurch, daß sie 
ihm daraufhin „Vorhaltungen" gemacht und ihn zum Verzicht auf die 
Absendung der Briefe zu bewegen versucht haben, sind Rechte des 
Beschwerdeführers gestaltet oder festgestellt worden; keiner dieser 
Maßnahmen kommt normative Bedeutung zu. Die Beschwerde mußte 
deshalb insoweit als unzulässig zurückgewiesen werden. 
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Art. 144 Abs. 1 B-VG. ; keine Beschwerdeberechtiguug aus dem 
Titel eines früheren Eigentums 

Beschl. v. 3. Juni 1932, B 285/70 

Das Verfahren über die Beschwerden der Erst- und Zweitbeschwerde- 
führer wird eingestellt. 

Die Beschwerde des Drittbeschwerdeführers wird zurückgewiesen. 

Begründung: 

(Auszug) 

I. 1. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft hat mit 
Bescheid vom 26. April 1968 das Bauvorhaben der Bundeshauptstadt 
Wien, den Hochwasserschutz an der Donau für das Stadtgebiet zu 
verbessern, gemäß g 100 Abs. 2 WRG. 1959 als bevorzugten Wasser- 
bau erklärt. 

2. Am 31. Oktober 1969 hat die Stadt Wien beim Bundes- 
ministerium für Land- und Forstwirtschaft den Antrag auf wasser- 
rechtliche Bewilligung des Projektes „Donauhochwasserschutz 
Wien Projekt 1969" eingebracht. Nach Durchführung einer vor- 
läufigen Uberprüfung (g 104 WRG. 1959), auf Grund deren der Be- 
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willigungswerberin Bedenken im Sinne des g 106 WRG. 1959 mit- 
geteilt worden waren, hat die Stadt Wien Ergänzungsunterlagen 
zum Projekt vorgelegt. Mit der Kundmachung vom 10. April 1970 
hat das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft eine münd- 
liche Verhandlung anberaumt und unter Hinweis auf die Rechts- 
folgen des g 42 AVG, 1950 u. a. auf die Möglichkeit verwiesen, 
Einwendungen im Sinne des g 115 Abs. 2 WRG. 1959 beim Amt 
der Wiener Landesregierung vorzubringen. 

3. Karl S. hat am 11. Mai 1970 beim Amt der Wiener Landes- 
regierung namens der Firmen. . . erhoben. . . 

In der sodann vom 12. bis 14. und am 21. Mai 1970 stattgefundenen 
mündlichen Verhandlung hat der Vertreter der Bundeshauptstadt 
Wien zu den durch Karl S. erhobenen Einwendungen die Erklärung 
abgegeben, diese seien nach Ansicht der Bewilligungswerberin Sache 
des Entschädigungsverfahrens. 

4. Mit Bescheid vom 7. Juli 1970 hat der Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft „gemäß )) 41, 100 Abs. 2, 111, 114 und 
115 WRG. 1959 der Bundeshauptstadt Wien nach Maßgabe der ein- 
gereichten Projektsunterlagen (, Donauhochwasserschutz Wien, Pro- 
jekt 1969' und, Nachtrag 1'), der Projektsbeschreibung (Abschnitt A) 
und unter den im Abschnitt B enthaltenen Bedingungen und Auflagen 
die wasserrechtliche Bewilligung zur Verbesserung des Donauhoch- 
wasserschutzes für Wien" erteilt; die Einsprüche der oben genannten 
fünf Firmen sind als unzulässig zurückgewiesen worden. . . 

5. Gegen diesen Bescheid haben 1. die Firmen. . . , 2. „Karl S. als 
persönlich haftender Gesellschafter der S. . . . Kommanditgesellschaft" 
sowie 3. Karl S. eine auf Art. 144 B-VG. gestützte Beschwerde an den 
Verfassungsgerichtshof erhoben, in der sie die Verletzung der ver- 
fassungsgesetzlich gewährleisteten Rechte auf das Verfahren vor dem 
gesetzlichen Richter, auf Gleichheit vor dem Gesetz und auf Unver- 
letzlichkeit des Eigentums behaupten sowie die Aufhebung des ange- 
fochtenen Bescheides beantragen. 

6. Mit Eingabe vom 3. November 1970 ist die Beschwerde, soweit. 
sie von den oben unter den Ziffern 1 und 2 angeführten Beschwerde- 
führern erhoben wurde, zurückgezogen worden. 

II. Gemäß g 19 Abs. 3 Z. 2 VerfGG. 1953 in der Fassung der 
Novelle BGBI. Nr. 185/1964 war das Verfahren über die Beschwerde 
im Umfang der Zurücknahme einzustellen. 

III. Uber die von Karl S. erhobene Beschwerde, soweit sie im 
Hinblick auf die ausgesprochene teilweise Verfahrenseinstellung noch 
Gegenstand des Beschwerdeverfahrens ist, hat der Verfassungs- 
gerichtshof erwogen: 
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1. Aus dem Zusammenhalt der Beschwerdeausführungen zum 
Sachverhalt und zur Beschwerdeberechtigung einerseits und der 
erwähnten Eingabe vom 3. November 1970 andererseits geht hervor, 
daß der Beschwerdeführer Karl S. seine Beschwerdeberechtigung aus- 
schließlich darauf stützt, Miteigentümer der Liegenschaft EZ. 654 KG. 
Heiligenstadt mit dem Grundstück Nr. 451/1 gewesen zu sein. Der 
Beschwerdeführer verweist auf das ob dieser Liegenschaft nach dem 
Bundesstraßengesetz durchgeführte Enteignungsverfahren sowie 
darauf, daß er und Stefanie Sp. gegen den dieses Verfahren ab- 
schließenden Enteignungsbescheid Beschwerde an den Verfassungs- 
gerichtshof erhoben hätten, der mit dem Erkentnnis vom 15. Dezember 
1965, B 99-102/65, keine Folge gegeben worden sei. Zwischen seiner 
vorliegenden Beschwerde und dem Verfahren B 99-102/65 bestehe ein 
enger sachlicher und rechtlicher Zusammenhang. Er habe zwar das 
Eigentum an der gegenständlichen Liegenschaft mit einer Schiffahrts- 
und Waserbauanlage verloren; im Falle der Bewilligung und der 
von ihm beantragten Wiederaufnahme des verfassungsgerichtlichen 
Verfahrens sowie der Aufhebung des Erkenntnisses des Verfassungs- 
gerichtshofes vom 15. Dezember 1965 werde er infolge der Aus- 
dehnung des Donauhochwasserschutzes durch das — den Donau- 
kanal einbeziehende — Projekt betroffen. Aus den Plänen der Stadt 
Wien, Magistratsabteilung 29, ergebe sich nämlich, daß die enteignete 
Ländefläche Gegenstand des Donauhochwasserschutzes sei und daß 
die Querprofile zugunsten des Donauhochwasserschutzes verändert 
würden. 

2. Soweit der Beschwerdeführer auf das hg. Verfahren B 99-102/65 
und das diesem vorangegangene Verwaltungsverfahren Bezug nimmt, 
ist hiezu folgendes festzuhalten: 

Der Landeshauptmann von Wien hat mit Bescheid vom 6. Novem- 
ber 1964 die Enteignung von Miteigentumsanteilen des Beschwerde- 
führers und anderer Miteigentümer an dem Grundstück Nr. 451/1 
der EZ. 654 KG. Heiligenstadt gemäß g 15 Abs. 1 des Bundesstraßen- 
gesetzes 1948 (in der damals geltenden Fassung) in Verbindung mit 
dem Eisenbahnenteignungsgesetz 1954, BGBl. Nr. 31, zugunsten der 
Republik Dsterreich (Bundesstraßenverwaltung) verfügt und gemäß 

15 Abs. 2 des Bundesstraßengesetzes 1948 die zu leistende Ent- 
schädigung festgesetzt. Mit vier Bescheiden vom 12. Feber 1965 hat 
der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau den von Karl S. 
und anderen Miteigentümern erhobenen Berufungen, soweit sie sich 
gegen Notwendigkeit, Gegenstand und Umfang der Enteignung rich- 
teten, keine Folge gegeben und die Berufungen, soweit sie sich 
gegen die Höhe der zuerkannten Entschädigung richteten, zurück- 
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gewiesen. Karl und Stefanie S. sowie andere Miteigentümer haben 
gegen die Bescheide des Bundesministers für Handel und Wieder- 
aufbau Beschwerden an den Verfassungsgerichtshof erhoben; dem 
von Karl S. gestellten Antrag, seiner Beschwerde aufschiebende Wir- 
kung zuzuerkennen, ist mit Beschluß vom 26. April 1965 keine Folge 
gegeben worden. Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom 
15. Dezember 1965, B 99-102/65-23 (Slg. Nr. 5171/1965), die Beschwer- 
den abgewiesen; das Erkenntnis hat ausgesprochen, daß eine Ver- 
letzung verfassungsgesetzlich gewährleisteter Rechte nicht statt- 
gefunden hat. Der Verfassungsgerichtshof hat die Beschwerden 
antragsgemäß an den Verwaltungsgerichtshof abgetreten; dieser hat 
mit Erkenntnis vom 20. September 1968, Zl. 467-470/66, die Beschwer- 
den als unbegründet abgewiesen. Mit dem Erkenntnis vom 19. Juni 
1971, B 99-102/65-64, hat der Verfassungsgerichtshof auf Grund eines 
von Karl und Stefanie S. eingebrachten Antrages die Wiederaufnahme 
des Verfahrens über die von Karl und Stefanie S. erhobenen Be- 
schwerden bewilligt und sein Erkenntnis vom 15. Dezember 1965 
in diesem Umfang aufgehoben. Das wiederaufgenommene Verfahren 
über die Beschwerden von Karl und Stefanie S. ist noch anhängig. 

3. a) Nach der ständigen Rechtsprechung des Verfassungsgerichts- 
hofes ist zur Beschwerdeführung gemäß Art. 144 B-VG. gegen den 
Bescheid einer Verwaltungsbehörde nur legitimiert, wer durch den 
Bescheid in irgendeinem subjektiven Recht — es muß dies kein 
verfassungsgesetzlich gewährleistetes sein — verletzt worden sein 
kann (vgl. u. a. Erk, Slg, Nr. 3455/1958, 4305/1962, 4434/1963, 5544/ 
1967, 5583/1967, 5712/1968). Die Möglichkeit einer solchen Rechts- 
verletzung besteht nur dann, wenn die Rechtssphäre des Beschwerde- 
führers berührt wird, seine Rechte verändert oder festgestellt werden 
und er insoweit Adressat der im Bescheid liegenden Norm ist (vgl. 
Erk. Slg. Nr. 5712/1968). 

b) Es ist festzuhalten, daß der angefochtene Bescheid keinen 
ausdrücklich auf den Beschwerdeführer bezughabenden Ausspruch — insbesondere über die von ihm auch für seine Person in Anspruch 
genommene Parteistellung im Verwaltungsverfahren (vgl. den oben 
unter I/3 wiedergegebenen letzten Absatz der mit dem Beschwerde- 
führer beim Amt der Wiener Landesregierung aufgenommenen 
Niederschrift) — enthält. Die belangte Behörde hat zwar die vom 
Beschwerdeführer namens der oben genannten Personengesellschaften 
erhobenen Einwendungen ausdrücklich zurückgewiesen, und hat dies 
begründet; auf die vom Beschwerdeführer im eigenen Namen 
erhobenen Einwendungen ist sie jedoch weder im Spruch noch in der 
Begründung ihres Bescheides eingegangen. Es ist daher offenkundig, 
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daß der bekämpfte Bescheid — vorerst nur unter diesem Gesichts- 
winkel betrachtet — die Rechtssphäre des Beschwerdeführers nicht 
berührt hat. 

c) Was die vom Beschwerdeführer für seine Person beanspruchte 
Parteistellung im Verwaltungsverfahren anlangt, hat der angefoch- 
tene Bescheid keinen Inhalt, aus dem auch ein bloß impliziter Ab- 
spruch über die behauptete Parteistellung erschlossen werden könnte. 
Daß die belangte Behörde hierüber nicht ausdrücklich abgesprochen 
hat, ist bereits dargelegt worden. 

d) Seine Beschwerdeberechtigung leitet der Beschwerdeführer aus 
seiner vormaligen Rechtsstellung als Miteigentümer des am Donau- 
kanal gelegenen Grundstückes „mit einer Schiffahrts- und Wasserbau- 
anlage" Nr. 451/1 der Liegenschaft EZ. 654 KG. Heiligenstadt im Zu- 
sammenhalt mit der von ihm beantragten Wiederaufnahme des 
hg. Beschwerdeverfahrens B 99-102/65 ab. In dem hierauf bezug- 
habenden Vorbringen erschöpft sich seine Argumentation zur 
Beschwerdeberechtigung; er behauptet nicht, zum Zeitpunkt der Er- 
lassung des angefochtenen Bescheides irgendwelche anderen Rechte 
an der gegenständlichen Liegenschaft oder irgendwelche vom Grund- 
eigentum unabhängige Rechte an der auf dem Grundstück 451/1 nach 
seiner Darstellung befindlichen „Schiffahrts- und Wasserbauanlage" 
gehabt zu haben, Auch die Aktenlage des Verwaltungsverfahrens 
bietet keinen Anhaltspunkt für die Annahme solcher Rechte. 

Der Umstand, daß der Verfassungsgerichtshof mit seinem Erkennt- 
nis vom 19. Juni 1971 das Verfahren auch über die vom Beschwerde- 
führer gegen den ihn betreffenden Enteignungsbescheid erhobene 
Beschwerde wieder aufgenommen und das über diese Beschwerde 
gefällte Erkenntnis aufgehoben hat, ist aber für das Verfahren über 
die vorliegende Beschwerde ohne Belang. Der den Beschwerdeführer 
betreffende Enteignungsbescheid bildet den Beschwerdegegenstand 
des infolge der Wiederaufnahme fortzusetzenden verfassungsgericht- 
lichen Verfahrens zu B 99-102/65; dies setzt aber den Rechtsbestand 
dieses Bescheides begrifflich voraus. Soweit die Rechtssphäre des 
Beschwerdeführers durch den ihn betreffenden Enteignungsbescheid 
'bestimmt worden ist, ist sie durch die bloße Wiederaufnahme des 
verfassungsgerichtlichen Verfahrens nicht geändert worden. Denn 
die Rechtswirkungen des (vollzogenen) Enteignungsbescheides be- 
stehen weiter, zumal der wieder anhängigen Beschwerde auf- 
schiebende Wirkung nicht zukommt. Aus dem die Wiederaufnahme 
bewilligenden hg. Erkenntnis vom 19. Juni 1971 ist daher schon aus 
diesem Grund für die Legitimation des Beschwerdeführers zur 
Erhebung der vorliegenden Beschwerde nichts zu gewinnen. 
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Daß der angefochtene Bescheid, mit dem ein als bevorzugt erklär- 
tes Bauvorhaben wasserrechtlich bewilligt worden ist, aber seinem 
Inhalt nach die durch das ehemalige Miteigentum an einem am: 
Donaukanal gelegenen Grundstück charakterisierte Rechtssphäre des 
Beschwerdeführers nicht berührt hat, bedarf nach dem Vorgesagten 
keiner besonderen Begründung. Es genügt der Hinweis, daß weder 
das WRG. 1959 noch ein anderes Gesetz eine Bestimmung enthält, 
aus der sich materielle oder Verfahrensrechte aus einer solchen 
früher innegehabten Rechtsstellung ableiten ließen. 

4. Die Beschwende war daher wegen Mangels der Legitimation 
des Beschwerdeführers zurückzuweisen. 
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Strafvollzugsgesetz; kein Entzug des gesetzlichen Richters 
(Approbation eines Bescheides des Bundesministers für Justiz 

durch einen Ministerialbeamten) 
Erk. v. 7. Juni 1972, B 440/70 

Die Beschwerde wird abgewiesen. 

Entscheidungs gründe: 

I. 1. Während der Verbüßung einer schweren Kerkerstrafe in der 
Strafvollzugsanstalt Stein hat der Beschwerdeführer am 15. Juni 1930 
gemäß g 119 des Strafvollzugsgesetzes — StVG. , BGBI. Nr. 144/1969, 
schriftlich das Ansuchen gestellt, zwecks Durchführung einer gene- 
tischen Untersuchung und Behandlung an einer medizinischen Uni- 
versitätsklinik in Wien in das Inquisitenspital des Gefangenen- 
hauses I des Landesgerichtes für Strafsachen Wien überstellt zu 
werden. Es lägen bei ihm Störungen vor, die auf einer „Poly- 
genosomie" beruhten. Eine Behandlung sei notwendig, weil sonst 
sein Fortkommen in der Freiheit nicht gewährleistet sei. 

Der zuständige Strafvollzugsbedienstete hat dem Ansuchen nach 
Einholung einer Stellungnahme des Anstaltsarztes nicht stattgegeben. 
In der Stellungnahme hat der Anstaltsarzt ausgeführt, daß gegen eine 
Untersuchung in Wien auf Kosten des Strafgefangenen anstalts- 
ärztlicherseits nichts einzuwenden sei. Sollte ein mehrtägiger Auf- 
enthalt dazu erforderlich sein, werde eine zeitweise Uberstellung 
in das Gefangenenhaus I des Landesgerichtes für Strafsachen Wien 


